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nferate nehmen an: in Berlin: A. Retemetzer, Kurſtraßt 
ie Leidse, Heinrich Hübner, in Alteus: Haaſenſtein m. Bogler, 
n Hamburg: J. Türkheim nud J. Schöneberg. 


oſener 225,000 Thlr. Die Mehrei er f 
32,000 Thlr. betra — hreinnahme per Februar hat 

Frankfurt a. M. 9. März. Das „Frankfurter Jour- 
nal“ meldet als zuverläſſig aus München, die proviſoriſche 
Regierung in Athen werde nächſtens, um der Erſparniß 
willen, alle ihre auswärtigen Vertreter abrufen. 

Turin, 9. März. In der heutigen Senats ſitzung fand 
die Discuſſion über die neue Anleihe ſtatt. Vacca Scotto, 
u. und Montanari ſprachen ſämmtlich zu Gunſten des 

eſetzes, forderten jedoch die Regierung auf, bedeutende Er⸗ 
ſparniſſe eintreten zu laſſen. 
f London, 8. März, Nachts. Der Dampfer „Aſia“ iſt 
mit 597,430 Dollars an Contanten und Nachrichten aus 
NewYork bis zum 25. v. M. in Cork eingetroffen. Nach 
—.— hatten die Unioniſten das Bombardement von 
Vicksburg am 18 begonnen. Das unioniſtiſche Panzerfchi 
„Queen west“ war von den Conföderirten im rothen Fluſſe 
enommen worden. Gerüchtsweiſe hieß es, daß General 
Kofenkranz nach Tenneſſee vorgerückt ſei. In New⸗ 
Orleans herrſchte der ſchwarzen Regimenter wegen Auf⸗ 
regung; einige Offiziere waren entlafjen worden. Der Senat 
zu Waſhington hat die Suspenſion der Habeascorpusacte ans 
Si net. 800 Mann Cavallerie ver Conföderirten find in 


ichmond in Kentucky eingerückt. Im Nordweſten mehrt ſich 


die Unzufriedenheit über die Verwaltung Lincolns. 
Der Wechſelcours auf London war in New⸗Pork 188, 
Goldagio 72, 
Mais 2 geſtiegen. 
- i Politiſche Ueberſicht. 

Wie wir bereits geſtern andeuteten, hat England durch 
ſein vorſichtiges und geſchicktes Verhalten Preußen einen ſehr 
großen Dienſt erwieſen. Alle Schritte Napoleons, nachdem 
die ruſſiſch⸗preußiſche Convention bekannt geworden war, 

atten darauf hingedeutet, daß Frankreich es weniger auf 

uß land, als auf Preußen abgefehen hatte. Der Mahn⸗ 
ruf der rheiniſchen Zeitungen war in der That ein vollkom⸗ 
men begründeter. Napoleon hatte gehofft, Preußen vollitän- 
dig zu iſoliren. Aber England erkannte die Gefahr, in der 
Preußen ſchwebte und lehnte nunmehr eine Betheiligung an 
ne Schritten in Berlin ab. Daſſelbe that 

eſterreich. Um ſo thätiger war England auf eigene Hand 
in Berlin, um dort Conceſſionen in der Conventionsangele⸗ 
enheit zu erwirken. Man hat ſich in Berlin deun auch der 


eberzeugung, daß die Situation gefährlich ſei, nicht 
verſchließen können und den Rückzug angetreten. Die 
Convention iſt zum Theil außer Kraft geſetzt. Der 


. Zeitung“ wird darüber geſchrieben: „Zur 
ufklärung über die zahlreichen Widerſprüche in Sachen 
der Convention mit Rußland iſt nicht zu überſehen, daß die 
urſprüngliche Convention erſtens eine eventuelle Inter- 
vention und zweitens beſtimmte Verabredungen zum 
Schutze der Grenzen enthalten hatte. Die Juterven⸗ 
tion ad man der Haltung der Weſtmächte gegen 
über fallen laſſen. Der Rückzug darf aber jetzt nicht 
eingeſtanden werden. Es wird zur Deckung des Rückzuges 
emeldet, die Convention ſei dieſelbe geblieben und die 
1 werde ausgeführt. Aber ſie wird wohl gemerkt 
nur 1 dem Theile ausgeführt, der ſtehen geblieben iſt. Dies 
iſt, aller officißſen Wendungen entlleidet, das wahre Sach⸗ 
verhältniß. In Paris und London iſt man darüber orientirt 
und die Weſtmächte werden e fortfahren, auf die 
europäiſche Seite der Frage und die Nothwendigkeit der Nicht⸗ 
Intervention mit dem Ausdrucke der Zuverſicht, daß dieſe 
gewahrt bleiben werde, hinzuweiſen.“ 
Man ſchreibt ferner der „Köln. Zig.“ aus Paris, 7. März: 
Pander in Folge längerer Unterhandlung England und 
eſterreich den Vorſchlag Frankreichs, in Berlin gemeinſame 
orſtellungen gegen die Convention vom 8. Februar zu ma⸗ 
chen, abgelehnt hatten, hat Lord Palmerſton unerwarteter 
eife den ganzen Rahmen, in welchem ſich die polniſche Frage 
Ober bewegte, erweitert und ſelbſt weit über die urſprünglichen 
bſichten Frankreichs hinaus die Zukunft Polens in Schutz genom- 
men. Er hal nämlich vor einigen Tagen anſämmtliche 
Mächte, welche die Wiener Verträge unterſchrie⸗ 
en haben, eine Depeſche erlaſſen, nach welcher 
Rußland zu der Wiederherſtellung der den Polen 
v 15 verheißenen Verfaſſung aufgefordert wer⸗ 
en ſoll. Die diplomatiſche Sachlage der polniſchen Frage 
end der letzten vierzehn Tage war alſo folgende: Frank⸗ 
wollte Preußen zum Object feiner Vorſtellungen ma⸗ 
Ri und diefe Form, zu welcher in Folze der Convention 
Kur 8. Februar allerdings Urſache vorhanden war, würde 
uß land auf Unkoſten Preußens einigermaßen geſchont har 
Aus dieſem Grunde konnte dieſe Form aber auch Eng⸗ 
nicht wilkommen ſein, denn es hatte im Gegentheil 


io 72, Baumwolle ruhig, 91. Mehl 20, Weizen 3, 


| zu trennen, und letzteres erſterem als politiſchen Geg⸗ 

ner gegenüber zu ſtellen. Franzöſiſcherſeits wird indeſſen ge⸗ 

leugnet, daß Frankreich nicht eben fo gut in Petersburg wie 
in Berlin Vorſtellungen hätte machen wollen; allein in 
London iſt dieſe politiſche Wendung Frankreichs anders auf⸗ 
gefaßt worden, und Lord Palmerſton hat, die polniſche Frage 
da, wo fie eigentlich ſchwebt, ins Auge faſſend, ſich fein Ob⸗ 
ect jenfeits der Weichſel geſucht. England iſt der Unter» 
ftügung Schwedens und Portugals gewiß, die Haltung 
Spaniens ift noch unentſchieden. Wenn Frankreich ſich alſo 
darüber beſchweren kann, daß die Form ſeiner diplomatiſchen 
Intervention, zu wel er es, beiläufig gejagt, von 
England und Oeſterre ich aufgereizt worden war, 
ſchließlich nicht angenommen wurde, ſo wird es ſich immer⸗ 
hin die Initiative des ganzen Unternehmens zuſchreiben dür⸗ 
fen. Daß die Initiative dieſer ganzen diplomatiſchen Bewe⸗ 
gung Frankreich zu Gute kommen ſoll, hat Lord Palmerſton 
natürlich verdroſſen. Er hat daher die älteren engliſchen 
Proteſtationen wieder hervorgeſucht und feiner neuen De⸗ 
peſche die in diplomatiſchen Archiven vergrabene, aber dar⸗ 
um nicht minder merkwürdige, am 12. März 1832 von ihm 
an Lord Heytesbury, damaligen engliſchen Geſandten in St. 
Petersburg, ar Note zu Grunde gelegt.” 

Hr. v. 2 ismarck lenkt ein. Auf das geſtern mitge 
theilte Schreiben der Vorſteher der Stettiner Kaufmannſchaft 
hat er eine Antwort erlaſſen, die wahrſcheinlich nicht fo ſchnell 
in dem Staatsanzeiger erſcheinen wird, als ſein erſtes 
Schreiben. Sie lautet: „Berlin, den 7. März 1863. Mit 
lebhaften Interefie habe ich aus der erneuten Eingabe vom 
6. e. die Anſichten der Herren Vorſteher der Kaufmannſchaft 
über die Lage unſerer auswärtigen Politik entnommen. Wenn 
ich es mir auch . muß, dieſen Gegenſtand auf dem 
Wege fortgeſetzter orreſpondenz mit den Herren Vorſtehern 
einer eingehenden Erörterung zu unterziehen, ſo ergreife ich 
doch gern dieſe Gelegenheit zu der wiederholten Verſicherung, 
daß der e Zuſtand unſerer Beziehungen zu allen 
auswärtigen Mächten keinen Anlaß zu der von Ihnen aus⸗ 
geſprochenen Befürchtung weiterer Verwickelung darkietet. 
Es dürfte, meines Erachtens, im wohlverſtandenen Intereſſe 
des Handelsſtandes liegen, wenn die Herren Vorſteher der 
Kaufmannſchaft jedem Verſuche zur Erregung und Verbrei⸗ 
tung grundloſer Beunruhigungen der Art entgegentreten 
wollen. Im Uebrigen wollen Dieſelben Sich überzeugt hal⸗ 
ten, daß der Inhalt Ihres Schreibens feiner ſachlichen Be⸗ 
deutung entſprechend von der Königl. Regierung gewürdigt 
werden wird. v. Bismarck.“ 

Aus Polen wird uns heute beſtätigt, daß Mieroslawski 


das Land bereits verlaſſen und wahrſcheinlich nach London 


abgereiſt ſei. Ferner wird uns mitgetheilt, daß Wielopolsk''s 
Stellung ſich befeftige (ſ. unfere heutige G Correſpondenz). 
Der Aufſtand hält ſich und ſind alle telegraphiſchen Nach⸗ 
richten aus Warſchau über die „totale Vernichtung“, „gänz 


liche Sprengung 10. mit großer Reſerve zu behandelu. 
Landtags » Verhandlungen. 
22. Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 9. März. 
Am Miniſtertiſche: Graf zur Lippe. Es find wiederum 
eine Anzahl telegraphiſcher Zuſtimmungen zu der vom Hauſe 
in der polniſchen Frage gefaßten Reſolution eingegangen. 
Die Abgg. Schulze (Berlin), Immermann und 180 Ge⸗ 
noſſen bringen ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz ein. Der 
Antrag wird einer beſonderen Commiſſion von 14 Mitglie- 
dern überwieſen. Darauf Berathung der Petitionen. Eine 
Petition der Stadt Miasteczko um Einführung von Vieh⸗ 
und Jahrmärkten wird der Regierung zur Berückſichtigung 
überwieſen. — Der Nitterzutsbeſitzer v. d. Hagen⸗Langen, 
Crüger und Genoſſen petitioniren wiederholt um Allodifica⸗ 
tion der noch beſtehenden Lehne in den Händen der zeitigen 
Befiger. Die Commiſſion beantragt, dieſe Petition der Re⸗ 
gierung in der beſtimmten Erwartung zu überweiſen, daß ſie 
der Landesvertretung noch in der gegenwärtigen Seſſton zur 
endlichen Ausführung des Artikel 40 der Verfaſſung und des 
Art. 2 des Geſetzes vom 5. Juni 1852, Geſetzentwürfe über 
die Auflöſung des in Bezug auf die vorhandenen — — 
zunächſt in der Provinz Pommern — noch beſtehenden Lehns⸗ 
verbandes, zur Beſchlußnahme vorlege. — Der Juſtiz⸗ 
miniſter erklärt, die Staatsregierung habe dem Gegenſtande 
bereits ſeit längerer Zeit ihre Aufmerkſamkeit gewidmet. 
Zweifelhaft ſei man noch darüber, ob die Lehne ſofort in 
reines Allode verwandelt werden könnten oder noch Ueber⸗ 
gangsſtadien wünſchenswerth ſeien. In neuerer Zeit ſei na- 
mentlich die Meinung hervorgetreten, daß die Verwandlung 
in Stammgüter ſich empfehlen würde. Die Regierung glaube 


aber nicht, daß ein ſolcher Geſetzentwurf in beiden Häuſern 


des Landtages werde angenommen werden, man werde es ihr 
daher nicht verargen, wenn ſie vermeide, Debatten herbeizu⸗ 
führen, die bei der jetzigen Strömung ſchwerlich zu einem Re⸗ 
ſultate führen würden und es vorziehe, abzuwarten, bis der⸗ 
ſelbe in friedlicher Weiſe gedämmt ſei. — Der Commiſſions⸗ 
Antrag wird einſtimmig angenommen. 

Rechtsanwalt Pauli in Neuruppin und 32 andere 
Rechtsanwälte petitioniren 1) um Aufhebung des § 7 des 
Geſetzes vom 11. Juli 1849 über die geſetzliche Nothwendig⸗ 
keit der Zuziehung eines zweiten Notars oder zweier Zeugen 
zu den Notariatsverhandlungen, 2) um Gleichſtellung der 
Competenz der Notarien mit der der Gerichte für alle Geſchäfte 
unter Lebenden und Wiederherſtellung des § 31 der Verord⸗ 
nung vom 2. Januar 1849. Die Commiſſion beantragt ad 1) 
Tagesordnung, ad 2) Ueberweiſung zur Berückſichtigung, je⸗ 
doch unter Ausſchluß der Erbverträge, der Ecrichtung einer 
Einkindſchaft, der Verfügungen über das Eigenthum oder die 
Verpfändung von Seeſchiffen an Orten, wo ſich Handels- 
gerichte befinden und die Errichtung von Familienſtiftungen 
und beſtändigen Fideikommiſſen. 


x 


ereſſe, Rußland möglichſt nachhaltig von Frankreich 


Juſtizminiſter Graf zu Lippe erwidert, daß die Zuzie⸗ 
hung der beiden Zeugen zu den Notariatsverhandlungen ein 
guet altes Recht ſei und daß er denke, es ſei dabei zu be⸗ 
aſſen. Er ſtellt zugleich mit Entſchiedenheit in Abrede, daß 
die Gerichte im fiscaliſchen Intereſſe von oben her veranlaßt 
würden, die Acte freiwilliger Gerichtsbarkeit möglichſt an ſich 
zu ziehen. Der Referent Immermann beſtätigt jedoch jene 
Behauptung ebenfalls aus eigener amtlicher Erfahrung. Der 
Commiſſions⸗Antrag wird angenommen. 3 

Die Presbyter der Kirchengemeinde Kirchlengern im 
Kreiſe Herford bitten, bei der Regierung auf Herſtellung 
eines geſetzlichen Zuſtandes, ſofortige Aufhebung der ſogenaunn⸗ 
ten Pfarrverweſung und Präſentation eines anderen Can⸗ 3 
didaten anzutragen. Die Pfarrſtelle zu Kirchlengern iſt ſeit 
dem 15. November 1861, feit dem Tode des früheren Inha⸗ 
bers erledigt. 382 Mitglieder hatten ſich an das Conſiſtorium 
zu Münſter mit der Bitte gewendet, die Pfarrſtelle ſo lange 
unbeſetzt zu laſſen, bis der Candidat Thiesmeyer, der wäh⸗ 
rend der Verwaltung der Stelle ſich die Liebe der Gemeinde 
erworben, ordinirt ſein werde. Das Conſiſtorium verſagte 
dieſe Bitte, präſentirte zwei andere Candidaten, die mit reſp. 
312 und 311 Stimmen von der Gemeinde abgelehnt wurden. 
Das Conſiſtorium ordnete demnächſt an, daß der erſte abge⸗ 
lehnte Geiſtliche als Pfarrverweſer die Stelle vorläufig auf 
6 Monate verwalten und die Einkünfte beziehen ſolle. Ge⸗ 
gen dieſe Verfügung iſt die Petition gerichtet. Die Com⸗ 
miffton beantragt: Das Haus der Abgeordneten wolle bes 
ſchließen: in Erwägung 1) daß durch Artikel 18 der Ver⸗ 
faſſungsurkunde das Ernennungs⸗, Vorſchlags⸗, Wahl⸗ und 
Beſtätigungsrecht bei Beſetzung kirchlicher Stellen, ſoweit es 
dem Staate zuſteht und nicht auf dem Patronat oder beſon⸗ 
deren Rechtstiteln beruht, aufgehoben iſt; 2) daß in den 
Provinzen Rheinland und Weſtphalen außer dem Patronate 
keine beſonderen Rechtstitel vorhanden ſind, welche das Wahl⸗ 
recht der evangeliſchen Gemeinden beſchränken, die Kögigliche 
Staatsregierung aufzufordern, den evangeliſchen Gemeinden 
in Rheinland und Weſtphalen, welche keinen Patron haben, 
nicht länger das Recht zu verſagen oder zu beſchränken, ihre 
Geiſtlichen frei nach den Beſtimmungen der Kirchenordnung 
zu wählen. 


Cultusminiſter v. Mühler: Die Regierung ſei der „ 


gezengeſetzten Anſicht der Commiſſion. Die Regierung ver⸗ 
bleibe bei ihrer Anſicht und glaube, daß die Entſcheidung 
dem Richter überlaſſen werden müſſe. uf ? 

Abg. v. Beughem: Es bandle ſich hier um die Aus⸗ 
führung des Art. 18 der Berfaſſung. Völlig klar ſei es, daß 
bei Kirchen, welche kein Patronat haben, den Gemeinden das 
Wahlrecht zuſtehe. Der Staat habe zwar das Recht der Be⸗ 
ſtätigung, aber er habe nicht das Recht, einen Pfarrer gegen 
den Willen der Gemeinde anzuſtellen. Es ſei nun behauptei 
worden, daß der Art. 18 nur auf die katholiſche Kirche An⸗ 
wendung finden könne; davon ſtehe in demſelben nicht ein 
Wort. Wenn man auf ſolche Weiſe die Verfaſſung inter⸗ 
pretire, jo werde man ſchließlich ſämmtliche Paragraphen der» 
ſelben weginterpretiren. Achtung vor dem Recht, Achtung vor 
der Staatsregierung, nur darauf kann der Staat beruhen; 
wenn aber ſolche Dinge vorgehen, ſo werde der Boden, wo⸗ 
rauf wir ſtehen, vo lſtändig verrückt. Das Ende von ſolchen 
Maßregeln werde fein, daß die ganze Gemeinde aus der 
evangeliſchen Landeskirche austreten werde. (Sehr richtig.) 
Ein aufgedrungener Geiſtlicher könne unmöglich mit Erfolg 
wirken. (Bravo!) 

Cultusminiſter v. Mühler: Die Geltung des Art. 
18 der Verfaſſung habe er niemals in Frage geſtellt. Nur 
die Anwendung dieſes Artikels werde von der Regierung 
anders aufgefaßt als von den Petenten. Dieſe Frage gehöre 
ganz und gar der Entſcheidung des Richters an, auf dieſe 
verweiſe er als auf den allein richtigen Weg. — Was der 
Abg. v. Beughem über die Gemeinde gejagt babe, fer nicht 
richtig. Es ſei nicht die ganze Gemeinde, ſondern nur ein 
kleiner Theil derſelben zur freien Gemeinde übergetreten. 

Abg. Wachler: Er ſtimme darin mit dem Miniſter 
überein, daß das Beſte der Rechtsweg ſei. Dann dürfe aber 
die Regierung die Beſchreitung deſſelben nicht unmöglich 
machen. Dies ſei in Oberholzklau geſchehen. Man habe dort 
gegen den Willen der Gemeinde die Umzugskoſten für den 
octroyirten Pfarrer aus der Gemeindecaſſe genommen und 
als die Gemeinde klagen wollte, erwidert, das ginge nicht 
ohne Genehmigung des Pfarrers. (Große Heiterkeit u. Hört!) 

Abg. Krauſe (Magdeburg): Die Angelegenheit ſei 
keine innere Angelegenheit der Kirche, ſondern Angelegenheit 
des Staates. Allerdings müßten in gewiſſen Fällen die kirch⸗ 
lichen Behördeen einſchreiten, aber doch immer nur innerhalb 
der geſetzlichen Schranken. Bevor die Verfaſſung die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Kirche garantirt habe, habe man den Gemein 
den viel mehr Selbſtſtändigkeit gelaſſen, als ſetzt. Jetzt, wo die 
Selbſtſtändigkeit geſetzlich garantirt fei, würden die Gemein⸗ 
den bei der Beſetzung von Pfarrſtellen, bei der Einführung 
von Geſangbüchern und Fiturgien gar nicht mebr gefragt. — 
Wenn der Miniſter die Geltung des Act. 18 anerkenne und 
die Sache nur zu einer Interpreralidnsfrage mache, jo ji 
dies eniſprechend der ganzen Stellung der Staatsregierung, 
welche uns in das Stadium der Auslegung von Gejegen ges 
bracht hat, nach welcher die Geſetze grade den umgekehrten 
Sinn erhalten, als den, welchen ſie in der That haben. 
(Bravo!) ; . 

Cultusminiſter v. Mühler lieſt die Worte der Cabinets⸗ 
Ordre vom 25. September 1836 vor, nach welcher; „denjeni⸗ 
gen Gemeinden. welche vor der Fremdherrſchaft ſich nicht in 
unbeſtrittenem Beſitze des Wahlrechts befunden hätten, durch 
die Kirchenordnung dies Recht nicht verliehen ſel.“ Alſo nicht 
alle Gemeinden hätten das unbeſchränkte Wahlrecht. Er pro⸗ 
teſtire gegen die Inſinuation, als ob die Regierung die Artikel 
der Verfaſſung nach Willkür auslege. Den Art. 18 der Ver⸗ 


1 


PR, 


faſſung lege er nicht fo aus, als ob derſelbe ſich nur auf die 
katholiſche Kirche bezöge. Abg. v. Beughem: Er bemerke 
thatſächlich, daß der Regierungs⸗Commiſſar in der vorigen | 
Seſſion die Wirkung des Art. 18 auf die katholiſche Kirche 
beſchränkt habe. — Cultusminiſter v. Mühler: Er habe 
nur geſagt, daß er jene Auffaſſung nicht ausgeſprochen habe. — 
Abg. v. Beughem: Er habe geglaubt, daß vie Regierungs- 
Commiſſare nur die Anſichten der Miniſter ausſprächen. — 
Referent Richter: Wenn der Miniſter auf den Rechts⸗ 
weg verweiſe, ſo frage er, wenn die Presbyter der Gemeinde 
Kirchlengern ſchon deßhalb einen derben Verweis erhalten, 
weil ſie ſich in einer Immediat⸗Eingabe den Namen Presby⸗ 
terium beilegen, wie es ihnen ohne dieſen Namen möglich ſein 
ſolle, den Rechtsweg zu betreten. Wenn der Miniſter die 
Cabinetsordre von 1836 anführe, ſo erkläre er, daß dieſe 
durch Art. 18 der Verfaſſung aufgehoben ſei. (Bravo.) Der 
Miuiſter habe diesmal es nicht für nöthig gehalten, die Ans 
ſichten der Regierung auseinanderzuſetzen, er habe auf feine 
früheren Ausführungen verwieſen. Er müſſe alſo auf dieſe 
zurückgehen. In der vorigen Seſſion habe der Miniſter zu 
nächſt erklärt, zur Interpretation des Art. 18 der Verfaſſung 
gehörten, wie zur Interpretation jedes Verfaſſungsartikels, 
drei Factoren. Das ſei die bekannte Theorie, noch der das 
Miniſterium die Artikel der Verfaſſung außer Kraft ſetze und 
die Beſchlüſſe dieſes Hauſes null und nichtig mache. (Hört!) 
Er habe ferner erklärt, das katholiſch Jus episcopali ſei nach 
der Reformation auf den evangeliſchen Landesherrn gegangen 
und daraus leite er den Rechtstitel her für feine Interpreta⸗ 
tion der Verfaſſung. Aber dieſer Rechtstitel ſei nut eine 
Fiction. Durch die Reformation ſei das biſchöfliche Recht als 
ſolches aufgehoben und auf das Maß des pfarramtlichen 
Rechts zurückgeführt. Wenn die Regierung eine andere Ans 


ſätzen der Reformation (lautes Bravo). — Er wiederhole, 
daß die Verfaſſung jene Cabinetsordre von 1836 aufgehoben 
habe. Wenn man fortwährend gegen die klarſten Artikel der 
Verfaſſung frühere Cabinetsordres ins Gefecht führe, dann 
etablire man jene Cabinetsregierung, welche der Abg. Gneiſt 
fo treffend char kteriſirt habe. — Leider ſtehe unſer Cultus⸗ 
miniſterium nicht mehr an der Spitze der Cultur (Bravo!). 
Früher ſei daſſelbe einen, ja mehrere Schritte dem Volke 
voraus geweſen, da habe es den Willen gehabt, das Volk zu 
erleuchten. Gegenwärtig ſei dies umgekehrt. „Darum und 
da wir nun und nimmer anerkennen, daß jenes biſchöfliche 
Recht des Landesherrn Beſtimmungen unſerer Verfaſſung be⸗ 
feitigen könne, fo bitte ich Sie, treten Sie der Reſolution 
bei, die Ihre Commiſſton beantragt, damit jene Gemeinden 
das Vertrauen behalten, daß fie noch zu ihrem Rechte kom⸗ 
men werden und damit ſie ſich nicht zu folden. Exceſſen vers 
leiten laſſen, wie ſie hier angeführt ſind.“ (Lebhafter 
Beifall.) 

Der Commiſſions⸗Antrag wird angenommen. 

Eine große Anzahl von Mitgliedern der Kirchengemeinde 
Mortſchütz, Mohl und Dittersdorf (Reg.⸗Bez. Liegnitz) bittet, 
„sich für die umfaſſendſte Beibehaltung des neuen Breslauer 
Geſangbuches bei den gottesdienſtlichen Verſammlungen und 
dem Confirmations⸗Unterrichte verwenden zu wollen.“ Die 
Commiſſion beantragt Uebergang zur Tagesordnung, weil 
die Petenten bisher uuterlaſſen haben, ihre Beſchwerde der 

Staatsregierung vorzutragen. 

5 Abg. Aßmann: Er hege die Hoffnung, daß den Pe⸗ 
tenten werde geholfen werden. Er Iege auch dieſe Angele⸗ 
enheit dem Herrn Miniſter recht dringend ans Herz. Es 
kei bedenklich den Gemeinden das zu rauben, was ihnen ge⸗ 
wiſſermaßen von den Vorfahren überkommen ſei. Von dem 
Augenblicke an, wo der Paſtor die Abſicht erklärte, das Ge⸗ 
ſangbuch abſchaffen zu wollen, habe der Unfrieden in der 
Gemeinde begonnen; die Gemeinde erklärte ſich faſt einſtim⸗ 
mig dagegen. 

Abg. Schulze (Berlin): Er hege die Hoffnung nicht. 
Denn wenn er frage, welche Folgen denn der frühere Be⸗ 
ſchluß des Hauſes in einer gleichen Angeletzenheit (der De⸗ 
litzſcher) gehabt, fo laute die Antwort nur: Gar keine. Nach 
der Auſicht jener Herren (am Miniſtertiſch) ſei kirchliches 
Leben eben nur das, was er kirchlichen Tod nennen müſſe, 
nach ihrer Anſicht beſtehe kirchlicher Frieden nur in der un⸗ 
bedingten Rechtlosmachung der Gemeinden. Dum solitudi- 
nem faciunt, pacem appellant. Nicht eher würden die 
evangeliſchen Gemeinden Recht erhalten, nicht eher der kirch⸗ 
liche Conflict ſich löſen, als bis der politiſche Conflict feine 
Löſung erhalten habe, denn beide ſeien in ihrem Weſen Eins. 
Wer ſelbſtſtändig denke, ſei kein Bürger des Staates der Zu⸗ 
kunft, wie Oberkirchenrath und Conſiſtorien ihn ſich zurecht⸗ 
legen. Deßhalb erwarte er von einem Beſchluſſe des Hauſes 
keinen Erfolg. 

Der Commiſſionsantrag wird angenommen. 

99 Wahlmänner und Urwähler der Stadt Schirwindt ze. 
machen auf die Gemeingefährlichteit des „Preuß. Volks- 
freundes“ aufmerkſam und beantragen: Die Staatsregierung 
zu veranlaſſen, auf dieſes Blatt ein wachſames Auge zu haben. 
Die Commiſſion ſchlägt Uebergang zur Tagesordnung vor 
in der Erwägung, daß es weder der Würde noch der Stel- 
lung des Hauſes der Abgeordneten angemeſſen erſcheine, die 
Initiative zur ſtrafrechtlichen Rüge von Schmähungen zu er⸗ 
greifen, welche in öffentlichen Blattern gegen daſſelbe ausge⸗ 
ſtoßen werden. Abg. Wachsmuth beantragt Uebergang zur 
einfachen Tagesordnung. Der Berichterſtatter Abg. Baſ⸗ 
ſenge (Laubau) rechtfertigt den Commiſſions⸗Antrag. Er 
weiſt darauf hin, welchen Ton häufig die Staatsregierung 
gegen das Haus anſchlage und wie es da nicht wunderbar 
ſei, wenn die feudalen Parteiblätter in dieſen Ton einſtimm⸗ 
ten und über denſelben hinausgingen. Um gegen ein ſolches 
Verfahren einzuſchreiteu, dazu ſtehe das Haus im Lande zu 
befeſtigt da. Die Commiſſion halte es aber für nothwendig, 
die Gründe im Beſchluſſe anzugeben. Mit Einſtimmigkeit 
wird die einfache Tagesordnung angenommen. — Nächſte 
Sitzung: Mittwoch. 

—— — 
Deutſchland. 
— Die amtliche „Wiener Ztg.“ ſchreibt: „Herr v. Binde 
muß jetzt die Anklage hören, daß er unzweifelhaft die alte 
conſtitutionelle Partei in der Kammer geſprengt habe. Ins 
zwiſchen iſt Herr v. Vincke in der Kammer für die Bewilli⸗ 
gung des Dispoſitiors⸗Fonds für allgemeine politiſche Zwecke 
im Betrage von 31,000 Thlrn. aufgetreten. Er fand dieſe 
Summe, auf welcher die ganze Vertretung Preußens in der 
Preſſe des Auslandes beruhe, überaus gering und hielt der 
entſchiedenen Abneigung des Hauſes als ſchlagendſtes Argu⸗ 
ment die Verſicherung entgegen, daß man in Oeſterreich dazu 
über 400,000 Thlr. derwende. Auch nicht einer der geehrten 
Abgeordneten hat ſich ſo weit mit den Budget⸗Verhandlungen 
des öſterreichiſchen Reichsrathes beſchäftigt, daß er Herrn v. 
Binde ſofort als das Opfer einer Myſtification bezeich- 
nen konnte.“ Herr v. Vincke, der fo ſehr gegen die Preſſe 


eifert, wenn ſie ſich bei Mittheilung von Thatſachen irrt, 

ſcheint jetzt öfter dieſem menſchlichen Malheur unterwor⸗ 

5 Er erzählte bekanntlich auch, Klapka ſei unterwegs nach 
olen. 

— Die „Rhein. Zeitung“ meldet: „Seitdem der Kriegs— 
miniſterialbeamte, welcher den bekannten von der Heydtſchen 
Brief ins Publikum gebracht hat, abgeſetzt und im Privat⸗ 
dienſt verforgt worden iſt, hat man vielfach geglaubt, mit der 
Beſirafung des Einen ſei die Sache abgethan. Inzwiſchen 
hat die Geſchichte noch zwei Opfer gefordert. Es wurde ers 
mittelt, daß der Brief unter den Subalternbeamten des 
Kriegsminiſteriums durch den Rechnungsrath Varro und den 
Intendanturſecretair Moll bekannt geworden war. Es hatte, 
wie das eben gewöhnlich iſt, im Bureau Einer dem Andern das 
ſeltſame Schriftſtück gezeigt, und Jeder hatte geglaubt, es zeigen 
zu dürfen, weil nirgends dabei Secretirung vorgeſchrieben 
war. Der Disciplinargerichtshof erkannte deshalb gegen 
Varro und Moll bloß auf Verſetzung nach Provinzialſtädten. 
Gegen dieſes Urtheil hat der Kriegsminiſter an das Staats- 
miniſterium appellirt und Letzteres hat gegen Beide auf Ab⸗ 
ſetzung ohne jede Penſion erkannt. Inzwiſchen hat Varra 
bei einer Eiſenbahnverwaltung Verwendung gefunden; Moll 
hingegen, der eine ſehr zahlreiche Familie hat, befindet ſich 
in einer ſehr troſtloſen Laze; wie wir meinen, aber wohl nur 
deßhalb, weil fein Schickſal noch faft gar nicht bekannt geworden 
iſt. Die einzige Unterſtützung, mit welcher dieſem Manne 
gedient ſein kann, iſt Arbeit. 

(Rhn. Ztg) Nach dem jüngſten „Arrangement“ 
zwiſchen dem preußiſchen und dem ruſſiſchen Cabinet ſollen 
Truppen von der einen Seite nur auf Requiſition von der 
anderen Seite die Grenze überſchreiten. Den preußiſchen 


un die R Milltairbefehlshabern in den Grenzkreiſen iſt jetzt die ſehr 
ſicht geltend mache, fo ſei dies ein Afal von den Grund» 


gemeſſene Weiſung zugegangen, ruſſiſche Truppen unter 

keinen Umſtänden zu requiriren. N : 
— Die „Volks⸗Zeitung“ theilt aus Striegau mit: 

„Am 29. November v. J. überreichte eine Deputation aus 


den Ortſchaften Oelſe, Teichau, Folgendorf und Ullersdorf, 
Kreis Striegau, eine Ergebenheits-Adreſſe an Se. Mai. den 


König. Führer dieſer Deputation 
ſelbe hat bei Nacht und 


thaten der Ru 


war der Pächter des Kron⸗ 
Namens Franz Leopold Hart. Der⸗ 
Nebel ſeine Pacht verlaſſen und iſt 
mit Hinterlaſſung einer Unſumme von Schulden flüchtig ge- 
worden. Außerdem hat derſelbe noch in Höhe einer nicht ge⸗ 


Fideicommißgutes Oelſe, 


ringen Summe Wechſel gefälſcht, in Folge deſſen die Königl. 


Staats⸗Anwaltſchaft ſich veranlaßt geſehen hal, in der letzten 
Nummer des Amtsblattes die ſteckbriefliche Verfolgung an⸗ 
zuordnen.“ 

— Aus Bern, 7. März, wird der „K. Z.“ telegra- 
phirt: „Menotti Garibaldi, der Sohn des Generals, iſt auf 
dem Wege nach Polen hier durchgekommen. Auch eine Anzahl 
Schweizer hat die Reiſe dorthin angetreten.“ 

Euglaud. . 

London, 7. März. Ueber Preußen und den König 
von Preußen bringt die „Times“ heute wieder einen Leit⸗ 
artikel, den wir Satz für Satz ſcharf darauf angeſehen haben, 
ob wir ihm etwas Mittheilbares entnehmen könnten. Es iſt 
uns jedoch nicht gelungen, etwas Derartiges zu entdecken, 
und wir müſſen uns daher darauf beſchränken, im Allgemei⸗ 
nen zu bemerken, daß die gegenwärtige Lage Preußens als ſo 
troſtlos und zerfahren geſchildert wird, wie ſie noch nie ſeit 
der Abſchüttelung der Fremdherrſchaft geweſen ſei, daß die 
Auſicht über das Verhalten der preußiſchen Regierung in der 
polniſchen Frage unverändert die alte geblieben iſt und daß 
der Artikel des Staats⸗Anzeigers vom 3. März die ſtrengſte 
Verurtheilung erfährt. 

Frankreich. 

Paris, 7. März. Die geſtrige Sitzung des geſetzge⸗ 
benden Körpers war ziemlich bewegt. Anatole Lemercier und 
Emil Ollivier griffen die Regierung ſcharf wegen der außer⸗ 
1 der geſetzlichen Formen gemachten Ausgaben für den 
Mexico-Feldzug an. Der Miniſter Magne entſchuldigte das 
Verfahren der Regierung mit der Dringlichkeit und verſprach, 
daß künftig bei allen neuen, ſelbſt den exceptionellen Aus⸗ 
gaben alle geſetzlich vorgeſchriebenen Formen es beobach⸗ 
tet werden ſollen. Die Oppoſition war indeſſen durch dieſe 
Erklärung nicht zufrieden geſtellt; nicht bloß die bekannten 
Fünf, ſondern auch Lemercier, Curé und Javal ſtimmten 
gegen die Bewilligung des Supplementar-Eredits, die dann 
aber doch von den übrigen 231 Deputirten ertheilt ward. 

— Das feit 32 Jahren hier beſtehende Polen⸗Comité 
hat ſich heute in außerordentlicher Sitzung unter dem Präſt⸗ 
dium des Herrn Vavin verfammelt. 

„— Auf einen gegen England gerichteten höchſt galligen 
Artikel der Opinion Nationale und auf einige ebenfalls 
Englend betreffende falfche Meldungen des Eſprit Public 
ſagt die France 1 „Englands Haltung in der polniſchen 
Sache iſt ohne Zweifel keineswegs ſo klar, wie man es von 
den Grundſätzen ſeiner Politik erwarten ſollte. Aber man 
muß es auch nicht ſchwärzer machen, als es iſt, und ihm 
Verrätherei zuſchreiben, wenn es ohne Zweifel nur Fi⸗ 


neſſen hat.“ 
Rußland und Polen. 

O Warſchau, 8. März. General Sumatokow, wel⸗ 
cher aus Petersburg kommt, um als Gehilfe des Großfür⸗ 
ſten⸗Statthalters, der, wie bereits gemeldet, das Ober⸗Com⸗ 
mando der Truppen im Königreich ſelbſt übernommen hat, in 
dieſem Commando thätig zu fein, iſt ein Freund Wielopolskis 
und hat zur Zeit der Statthalterſchaft Lamberts hier mit dem 
Markgrafen in allen damals vorgekommenen Fragen über⸗ 
eingeftimmt. Die Ernennung gerade dieſes Generals wird als 
ein ſchlagender Beweis angeſehen, daß die Stellung des 
Markgrafen doch eine feſte iſt, was übrigens auch das ver⸗ 
traute Verhältniß deſſelben zum Großfürſten bekundet. — 
Perſonen, die dem alſo hier allgewaltigen Chef der Civil, 
regierung nahe ſtehen, erzählen, daß dieſer über die in Aus⸗ 
ſicht geſtellte diplomatiſche Intervention der Weſtmächte we⸗ 
gen Wiederherſtellung der Garantien von 1815 ſich wieder⸗ 
holt luſtig gemacht hat, indem er — vielleicht gerade weil er 
das Gegentheil meint — es als unmöglich bezeichnete, daß 
eine Großmacht, wie Rußland, ſich von Andern Verhalts⸗ 
weiſungen geben laſſen ſoll. — Die im Dzien. Powsz.“ 
enthaltene Inſtruction für die einzelnen Militair⸗Cheſs in 
Betreff der Hilfe, die fie von den Bauern zur Aufrechthal⸗ 
tung der Ordnung in Anſpruch zu nehmen haben, iſt mit ei⸗ 
ner Einleitung verſehen, die glauben machen könnte, daß die 
Bauern mit Leib und Seele und überall gegen den Aufſtand 
auftreten, was aber, wenn auch Anfangs zum Theil wahr, 
denden f immer weniger der Fall iſt. Die Bauern ver⸗ 
tanden Anfangs nicht, was eigentlich vorgeht; die kurze Zeit 
aber, während welcher der Aufſtand dauert, haben die An⸗ 
häuger 3 — benutzt, um in einer offenen Sprache, die ſie 
früher zu führen nicht wagen durften, die Bauern für die na ⸗ 
tionale Sache zu bearbeiten, was ihnen, mit Hilfe der Greuel⸗ 
fen, großen Theils gelungen iſt. So viel man 


aus der Provinz erfährt, giebt es ſehr ſelten noch 
irgend eine Bauern⸗Gemeinde, welche gegen den Aufſtand 
agiren ſoll, während audererſeits derſelbe an vielen Orten 
Hilfe, Vorſchub und Zuwachs von Seiten der Bauern er⸗ 
fährt. Daß die Militärbehörde trotzdem den Beiſtand der 
freilich völlig unbewaffneten Bauern zum Wachtdienſt und 
dergleichen in Anſpruch nimmt, zeigt eben, daß ſie ſich ſchwach 
fühlt den ſchwierigen und ermüdenden Kampf gleichzeitig über⸗ 
all mit eigenen Kräften zu führen und dabei auch die nöthige 
Polizei zu handhaben, zu welcher Letzteren fie eben die Hilfe 
der Bauern benutzen zu können glaubt. Es iſt überhaupt 
bemerkenswerth, daß in der Anſchauung des ruhigen Publi⸗ 
kams ſeit der Dauer der Inſurrection ein ſichtbarer Um⸗ 
ſchwung vor ſich gegangen iſt. Eingedenk der Energie aus 
den Zeiten Nicolaus’ glaubte zu Anfang faſt Jedermann, 
daß die Inſurrection in einigen Tagen niedergeworfen 
ſein würde und ganz nach der Art jener Zeiten 
fürchteten Viele über dieſelbe auch nur zu ſprechen. 
Mit der Dauer der Inſurrection indeß iſt die Ueberzeugung 
von der Kraft der Regierung nach und nach gewichen, und 
das Vertrauen auf die Inſurrection zuſehends gewachſen, und 
ſo ſehr einſichtigere Perſonen den Ausgang des Aufſtandes 
als einen traurigen voraus ſehen mögen, die Maſſe neigt ſich 
zum Glauben an die Dauer einer Sache, der ſie früher nicht 
einmal einen Tag Eriftenz zugetraut hätte. — Der in Lublin 
erſchoſſene Inſurgenten⸗Anführer Bogdanowicz war ein hoch⸗ 
gebildeter junger Mann, Beſitzer der an prächtigen Wäldern 
reichen Güter Puchaczew und Nadryb, aus welchen jahrelang 
das beinahe ſchönſte Bauholz aus Polen nach Danzig zu 
kommen pflegte. Er iſt während feines kurzen Aufenthaltes 
in einem befreundeten Edelhof von Koſaken überfallen und ge⸗ 
fangen genommen worden. Sein Verluſt wird in der ganzen 
Gegend als ein unerſetzlicher beweint. — Frankowski lebt 
noch und geht es ihm ſogar etwas beſſer. Er iſt vor einiger 
Zeit von ſeinen Eltern im Lazareth beſucht worden. Seine 
Behandlung iſt noch immer eine ausgezeichnete. 


25 Danzig, den 10. März. 

* Die „B. B.⸗Z.“ enthält folgende Depeſche aus Lem⸗ 
berg, 5. März: „Die Floßſchifffahrt auf der Weichſel von 
Galizien nach Polen ſoll von ruſſiſcher Seite verboten ſein.“ 
Bereits am Freitag 6. März hier eingetroffene telegraphiſche 
Nachrichten aus Galizien theilen mit, vaß das allerdings in 
Ausſicht geſtellte Verbot Rußlands, die Flößknechte nicht auf 
die bisher geftatteten Defluidationspäſſe der Localpolizeibebör⸗ 
den nach Polen einzulaſſen, nicht zur Ausführung kom⸗ 
men wird. 

— Die „Oſtd. Z.“ meldet: „Einer unſerer geachtelſten 
Mitbürger, der Stadtverordnete und Oberpoſt⸗Seeretär Herr 
Schimmelpfennig, iſt plötzlich „im Intereſſe des Dienſtes“ 
nach Danzig verſetzt worden. Herr Schimmelpfennig hat 
ſich außerordentliche Verdienſte um die Entwickelung des po⸗ 
litiſchen und communalen Lebens und der Die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit in unſerer Stadt und in unſerer Provinz erwor⸗ 
ben. Wer ihm näher zu ſtehen die Ehre hat, wird überzeugt 
fein, daß feine jetzige Verſezung im Intereſſe des Dienſtes 
ihn nicht ſeinen unermüdlichen und reinen Beſtrebungen für 
das öffentliche Wohl entfremden wird. 

»Die Sperrung der Schiffspaſſage durch die Kuhbrücke 
iſt auf den 16. März vertagt worden und wird von da ab 
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200 täglich Truppendurchmärſche ſtatt. Morgens zie 1 
ruppenabtheilungen mit Muſik ab und um Mittag zie 
ſo andere ein. Lebendig iſt es in unſeren Straßen, aber der 
Bewohnerſchaft erwächſt durch die Durchzüge keine geringe 
Laſt. Abgeſehen von der Koſtſpieligkeit der Ausquartierung 
wird die vorgeſchriebene Verpflegung des durchmarſchiren⸗ 
den Mannes pro Tag nur mit 5 Sgr. vergütigt, wofür die⸗ 
babe hierorts nicht zu beſchaffen iſt. Das hieſige Militair⸗ 
azareth iſt vollſtändig gefüllt und mußten, um eine gefähr 
liche Ueberfüllung zu vermeiden, in voriger Woche 50 bis 60 
Kranke nach Bromberg geſchickt werden. Die meiſten der 
Erkrankten leiden an den Füßen, und zwar in Folge der 
Stiefel. — Dem Comité für die projectirte Eiſenbahnlinie 
Guben⸗Poſen⸗Thorn, welchem auch der hieſige Oberbürger⸗ 
meiſter Herr Körner angehört, iſt ſeitens des Herrn Han⸗ 
delsminiſters die Mittheilung geworden, daß er ſeine Ge⸗ 
nehmigung zur Ausführung der Vorarbeiten ertheilt habe. — 


Das Recht der Vorbautenbeſitzer nach der 
Danziger Willkür. 

Bei dem großen Intereſſe, welches die Streitfrage über 
die Entſchädigungs⸗ Berechtigung der Vorbautenbeſitzer für 
einen großen Theil der Danziger Hauseigenthümer hat, wird 
eine ausführliche Mittheilung eines in ſolcher Angelegenheit 
kürzlich vom hieſigen Gericht gefällten Urtheils um ſo er⸗ 
wünſchter ſein, als daſſelbe auf einer dem von uns früher 
mitgetheilten Rechtsgutachten entgegengeſetzten Anſicht beruht 
und zu derſelben durch Erörterung von Rechtsfragen gelangt, 
die von jenem entweder gar nicht oder nur flüchtig berührt 
wurden. 

Factiſch vorausgeſetzt wird ein bereits im Jahr 1761 
vorhanden geweſener auf dem Bürgerſteige ſtehender Vorbau, 
in welchem ſich unausgeſetzt ein Kramladen befunden hat. 
Das Königl. Polizei⸗Präſidium und die demſelben vorgeſetz⸗ 
ten Juſtanzen haben die Genehmigung zur Reparatur des⸗ 
ſelben unterſagt, weil Kläger ein Recht, den Vorbau auf dem 
Bürgerſteige zu haben und zu unterhalten, weder durch einen 
privatrechtlichen Titel noch auf ſonſtige Weiſe nachzuweiſen 
vermöge, die Duldung deſſelben aber nach den beſtehenden 
Geſetzen im Intereſſe des Verkehrs unzuläſſig ſei. 

Das Gericht weiſt den von dem Beſitzer gegen die hie⸗ 
ſige Stadtgemeinde geltend gemachten Entſchädigungsanſpruch 
zurück, indem es ausführt, daß es an den formellen und ma⸗ 
teriellen Vorausſetzungen der Entſchädigungsverbindlichkeit 
der Commune feble. 

I. Mangel der formellen Voraus ſetzungen: Nach 
$ 75 der Einleitung zum A. L.⸗R. iſt eine Stadtgemeinde 
verpflichtet, den einzelnen Bürger zu entſchädigen, welcher 
durch die Regierungsgewalt gemäß der Vorſchrift des 8 74 
daſelbſt im Intereſſe der Commune zur Aufopferung ſeiner 
beſonderen Rechte genöthigt wird Dabei wird jedoch ſelbſt⸗ 
verſtändlich vorausgeſetzt, daß die Regierungsgewalt formell 
einen Ausſpruch gethan habe, welcher erkennen läßt, daß fie 
ihre 5 auch wirklich auf das aus $ 74 der Einlei⸗ 
tung zum A. L.⸗R. herzuleitende, eigentlich nur dem Landes⸗ 
herrn zuſtehende, nach den von den oberſten Gerichtshöfen 
angenommenen Grundſätzen unſeres öffentlichen Rechts von 
diefem jedoch ein für alle Mal auf die Polizeibehörden über 
tragene Recht flüge, den Einzelnen im öffentlichen 
Jutereſſe zur Aufopferung feiner Privatrechte zu nd» 
thigen. Es muß alſo nicht blos dem materiellen 
Erfolge nach, ſondern auch formell ein Fall der Ausübung 
des ſogenannten jus eminens des Staates d. h. ein Act der 


— 


höheren Regierungsgewalt vorliegen, welcher ſich durch die 


allgemeinen Vorſchriften über die Befnanifie der Polizeibe⸗ 
orden als folder und durch die beſlebenden allgemeinen 
eſetze über Einſchränkungen des Eigenthums aus polizei⸗ 
lichen Rückſichten nicht rechtfertigt, der ſeine Rechtfertigung 
vielmehr nur in der Befugniß der Staatsgewalt findet, im 
einzelnen Fall aus beſondern Rückſichten auf das Gemein⸗ 
wobl über die allgemeine Rechtsordnung hinaus in Private 
rechte einzugreifen. Die Ausübung dieſes Nothrechts der 
Staatsgewalt ift geſetzlich an die Voraus ſetzung geknüpft, daß 
der dem Allgemeinen zu verſchaffende Vortheil den aus der 
Einſchränkung für den Eigenthümer entſtehenden Nachtheil 
beträchtlich überwiege. In dem Vorhandenſein dieſer Vor ⸗ 
ausſetzung findet die Entſchädigungspflicht derjenigen Ge⸗ 
meinde, zu deren Gunſten die Aufapferung geſchehen muß, 
ihre alleinige rechtliche Begründung. Denn nur aus dem 
Umſtande, daß der Commune der Vortheil der Aufopferung 
zu Gule kommt, kann vernünftiger Weiſe die Verpflichtung 
hergeleitet werden, dem benachtheiligten Privatmann Erſatz 


zu leiſten. 


Freilich iſt nicht erforderlich, daß alle Erforderniſſe der 
nützlichen Verwendung vorhanden ſeien, daß namentlich der 
erworbene Vortheil im Gelde ſchäbbar ſei oder gar an Gel⸗ 
deswerth der Höhe des zu leiſtenden Erſatzes gleichkomme 
Die betheiligte Commune oder der Richter haben nicht ein⸗ 
mal zu prüfen, ob die von der Regierung angeordnete Auf⸗ 
opferung eines Privatrechts der Gemeinde überhaupt einen 
Vortheil irgend welcher Art gewähre, oder nicht vielmehr voll⸗ 
kommen unnütz und zwedwidrig fei. Darüber hat vielmehr 
allein die Verwaltungsbehörde zu befinden; ihr Ausſpruch, 
daß die Verfügung durch das Intereſſe der Commune geboten 
ſei, macht in dieſer Beziehung derart formelles Recht, daß 
eine wirklich geſchehene nützliche Verwendung durch den Aus⸗ 
ſpruch als unbedingt feſtſtehend angenommen werden muß. 
Es leuchtet daher ein, daß in der Ausübung des jus eminens 
zugleich ein Machtſpruch gegen denjenigen liegt, in deſſen In⸗ 
tereſſe die Aufopferung verfügt wird, und daß derſelbe daher 
2 70 vor Fällung des Spruches gehört werden müßte. Es 
k t indeß in unſerem öffentlichen Recht noch an einem Ger 
etz über die von der Staatsgewalt bei Ausübung des jus 
eminens zu beobachtenden Formen. Der durch den Macht⸗ 
ſpruch Begünſtigte hat keine Mittel auf die Enlſcheidung der 
fo höchſt wichtigen Zweckmäßigkeitsfrage einzuwirken, fonderu 
muß ſich über die ihm durch jene Entſcheidung auferlegte 
Entſchädigungspflicht mit der Ueberzeugung zufrieden geben, 
daß die Verwaltungsbehörden nach ſorgfältiger Prüfung zu 
der Einſicht gelangt ſeien, daß das öffentliche Jutereſſe die 
getroffene Maßregel abſolut oder doch in einer Weiſe gebiete, 
daß ſich die Aufwendung einer bedeutenden Summe Seitens 
der Commune rechtfertige. Im Weſentlichen alſo bildet der 
rk Ausſpruch der Regierungsgewalt, daß dies der Fall 
ei, das einzige rechtliche Fundament der Entſchädigungs⸗ 
pflicht der Commune. i 
ieraus ergiebt ſich mit Eoidenz, daß von einer Ent⸗ 
ſchädigungspflicht der Commune nicht die Rede fein kann, 
wenn die Negierungsgewalt einen ſolchen Ausspruch über⸗ 
haupt gar nicht gefällt, wenn ſie alſo ihre Verfügung nicht 
darauf gegründet hat, daß das öffentliche Intereſſe einen Ein⸗ 
griff in Privatrechte erfordere, ſondern wenn ſie dieſelbe 
durch ganz andere Motive rechtfertigt, welche eine Prüfung 
der Frage, ob das Gemeinwohl einen Machtſpruch rechtfer⸗ 
tige, durchaus nicht geboten. Wenn die Polizeibehörde z. B. 
im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs die Niederreißung eines 
Gebäudes anordnet, weil ſie den Platz, auf dem es ſteht, 
irrthümlich für einen Theil der öffentlichen Straße hält, und 
weil fie ſich in Folge 911 Irrthums nach den beſtehen⸗ 
den allgemeinen Polizeigeſetzen für fo befugt wie ver⸗ 
flichtet erachtet, eine ſolche widerrechtliche, den Verkehr be⸗ 
einträchtigende Occupation des öffentlichen Eigenthums zu 
unterfagen, fo findet materiell zwar ein Eingriff in ein 
Privatrecht ftatt, den die Behörde nur vermöge des Noth- 
rechts aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls für ge⸗ 
rechtfertigt erachten dürfte; aber da ſie die allgemeinen Poli⸗ 
zeigeſetze in Anwendung bringen kann und ſogar muß, ſelbſt 
wenn im ſpeciellen Fall die Intereſſen des Verkehrs eine 
Ausnahme ſehr wohl geftatteten, fo befand fie ſich gar nicht 
in der Lage, die Frage zu prüfen, ob das öffentliche Inter⸗ 
eſſe die Niederreißung des Gebäudes fo dringend gebiete, daß 
ih ein Machtſpruch gegen den Eigenthümer und die entſchä⸗ 
dig ungspflichtige Commune rechtfertige, und wenn dies da⸗ 
er auch materiell der Fall wäre, ſo fehlt es doch an einem 
formellen Ausſpruch darüber Seitens derjenigen Behörden, 
welche zu einem ſolchen allein competent ſind. So wenig der 
Richter nämlich einen vorhandenen Ausſpruch der Verwal⸗ 
2 über jene Frage einer Prüfung unterwerfen 
darf, ebenſowenig iſt er befugt, beim Mangel deſſelben die 
Entscheidung der Frage, ob die Verfügung durch das öffent⸗ 
iche Wohl geboten ſei, zu ſeiner Competenz zu ziehen. Er iſt 
alſo nicht in der Lage, über die Eutſchädigungspflicht der 
ommune zu urtheilen. Denn wollte man dieſelbe ohne jede 
rüf ung und Entſcheidung jener Vorfrage zum Schadenerſatz 
r verpflichtet erachten, fo würde man fie widerſinniger 
Weiſe für alle factiſchen und rechtlichen Irrthümer der Ver⸗ 
3 gr 5 machen. 5 
liegenden Fall behauptet nun Kläger, daß die 
— ger Willtür feinem Grundſtück ein dingliches Recht auf 
bäude — ann eingeräumt habe, vermöge deſſen er ein Ge⸗ 
lichen Verf elben haben und unterhalten dürfe. Die poli⸗ 
15 dieſes ungen, welche die Reparatur unterſagen, er⸗ 
nnen Recht aber keineswegs an und verordnen nicht, 
daß daſſelbe im Intereſſe d f 5 
0 des öffentlichen Verkehrs aufzu 
opfern fei, ſondern fie beſtreiten es und ſtützen die Unterfa- 
ng der Reparatur auf die beſtehenden allgemeinen 
olizeigeſetze über die Benutzung öffentlicher Straßen. 
Nur im erſten Falle aber würden die formellen Vorauss 
sungen der Entſchädigungspflicht der Commune vorhanden 
ein; bei dem vorliegenden Ausſpruch der Verwaltungsbe⸗ 
rden dagegen wäre es ſehr möglich, daß dieſelbe, wenn fie 
von dem guten Rechte des Klägers überzeugt, ihre Ver⸗ 
a zurücknähme, weil nach ihrer Anſicht zu einem Ein⸗ 
N in die Rechte des Klägers, der eine Entſchädigungs. 
Net der Commune nach ſich ziehen würde, keine genügende 
eranlaſſung vorliege. 
de an Lönnte nun einwenden, daß unter Vorausſetzung 
8 guten Rechts des Klägers daſſelbe nach diefer Theorie 
u allen Schutz gelaſſen würde, wenn einerſeits der Rechts⸗ 
A egen die Verwaltungsbehörde und andrerſeits ein Ent⸗ 
8 ungsanſpruch gegen die Commune ausgeſchloſſen jet. 
td wäre allerdings ein trauriger Rechtszuſtand, indeß würde 
— offenbar die Verpflichtung der Gemeinde keine halt, 
Kenn rechtliche Baſis erhalten. Die Commune braucht fo 
'g I de — — der 2 Bi fer die Rechts. 
olizei, ſondern nur für Aufopferungen von 
Privatrechten zu er die in ihrem Intereſſe geſchehen ſind. 


| 


Uebrigens erledigt ſich dieſer Einwand dadurch, daß im 
vorliegenden Fall der Rechtsweg gegen die Polizeibehörde 
allerdings unzweifelhaft zuläſſig und von Erfolg ſein würde, 
wenn dem Kläger das behauptete Privatrecht wirklich zu⸗ 
ſtand. Der $ 2 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 lautet: 

Wenn Derienige, welchem durch eine polizeiliche Verfügung 
eine Verpflichtung auferlegt wird, die Befreiung von der⸗ 
ſelben auf Grund einer beſondern geſetzlichen Vorſchrift 
oder eines ſpeciellen Rechtstitels behauptet, ſo iſt die richter⸗ 
liche Entſcheidung ſowohl über das Recht zu dieſer Befrei⸗ 
ung als auch über deſſen Wirkungen zuläſſig. 
Es iſt der Natur der Sache nach nicht adzujehen, weshalb 
eine Polizeibehörde, welche einem Privatmann ein Eigen⸗ 
thums recht oder das Daſein eines ihm zuſtehenden dinglichen 
Rechtes beſtreitet, nicht im Wege Rechtens ſollte an⸗ 
gehalten werden können, dieſes Recht anzuerkennen. Ob⸗ 
gleich die Zuläſſigkeit des Rechtsweges durch die vor⸗ 
ſtehende Geſetzesſtelle und durch die Auslegung, 
welche die Adminiſtrativ- Jurisprudenz des Gerichtshofes zur 
Entſcheidung von Competenzconflicten den Begriffen „Auf- 
legung einer Verpflichtung“, „beſondere geſetzliche Vorſchrift“ 
und „ſpecieller Rechtstitel“ hat angedeihen laſſen, in äußerſter 
Weiſe beſchränkt iſt, ſo erſcheint er im vorlietzenden Fall doch 
nicht bloß nach allgemeinen Rechtsprincipien, ſondern auch 
nach den bisher von dem Competenzeonflicts-Gerichts hof ans 
genommenen Grundſätzen unzweifelhaft zuläſſig. Derſelbe 
hat bereits anerkannt, daß die Auferlegung einer Verpflichtung 
zum Unterlaſſen einer ſolchen zum Thun gleich ſtehe, ſo wie 
daß unter den „beſonderen geſetzlichen Vorſchriften“ ſogenannte 
finguläre Geſetze zu verſtehen ſeien, welche für beſtimmte er 
Ausnahmen von einer allgemeinen Regel conftituirten. Diefe 
Voraus ſetzungen würden, wenn die rechtliche Auffaſſung des 
Klägers von den Beſtimmungen der Danziger Willkür richtig 
wäre, im vorliegenden Fall unzweifelhaft zutreffen. Die po⸗ 
lizeiliche Verfügung legt dem Kläger die Verpflichtung auf, 
die Aus beſſerung ſeines Vorbaues zu unterlaffen, währen 
ihm ein ſinguläres Geſeß, nämlich die Beſtimmung der Dans 
ziger Willkür über die ſchon im Jahre 1761 vorhanden gewe⸗ 
ſenen Vorbauten der Krämer die Berechtigung zur Reparatur 
ausdrücklich zuſichert. 

Wäre alſo die Rechts zmſicht des Klägers richtig, daß 
ihm die Willkür ein dingliches Recht eingeräumt habe, ver⸗ 
möge deſſen er zur Unterhaltung eines Vorbaues auf dem 
Bürgerſteige berechtigt ſei, jo hätte er, da die polizeiliche Ver⸗ 
fügung dieſes Recht beſtreitet, gegen die Polizeibehörde auf 
Anerkennung deſſelben klagbar werden follen. Ein Eniſchä⸗ 
digungsanſpruch gegen die Stadtgemeinde dagegen wäre erſt 
begründet geweſen, wenn die Polizeibehörde jenes Recht frei⸗ 
willig oder durch einen Richterſpruch gezwungen anerkannt 
und demnächſt erklärt hätte, daß ſie gleichwohl im öffentlichen 
Intereſſe bei ihrer Verfügung beharren, alſo den Kläger zur 
Aufopferung ſeines wohlbegründeten Privatrechts gemäß der 
Beſtimmung des § 74 der Einleitung zum A. L.⸗R. nöthi⸗ 
gen müſſe. Fortſezung folgt.) 


51 & bez.; Termine angenehm, 80 U 9e Frübiahr 534%, 
Ga Br., 52% Ga G., 1208 r Mai⸗Juni 53 F. Br., 
52 Fu Gd. — Gerſte flau, große 105 —106f 35 K bez., 
kleine 99 8 32 ½ J bez. — Hafer ſtille, loco 70—80 8 
22 —28 ½% Gu Br., 508 Year Frühjahr 26 SH Br., 25% 
E Gd. — Erbſen flau, weiße Koch⸗ 48 ½ — 50 u 
bez., graue 48 ½ , grüne 52 Kr. bez. — Bohnen 54 Ga 
bez. — Wicken 38 % bez. — Leiuſaat unverändert feſt, 
feine 108 — 113 f 90 — 110 C., mittel 101 — 110 4 70 — 
85 Fu, ordinaire 96 — 1068 50 — 70 Au — Kleeſaat, 
rothe 5 — 17 & bez., weiße 8 — 18 A . kb. Br. — 
Timotheum 5—6% 3% Ye C. Br. — Leinöl 15 . dr 
C. Br. — Rüböl 15 g. e . Br. — Leinkuchen 
64 — 67 . dr Cn. Br. — Rübkuchen 58 F e Cr. 
Br. — Spiritus. Den 7. Hr Frühlahr gemacht 16% 
& incl. Faß; loco gemacht 14% Ag ohne Faß; den 9. 
loco Verkäufer 14% , Käufer 14% ohne Faß; 
Verkäufer 16% Ag incl Faß; r Mürz 14% Ag ohne 
Faß; Jar Frühiahr Verkäufer 16% N, Käufer 16% & incl, 
dab; . Auguſt Verkäufer 17% 3% incl Faß ve 8000 
p t. Tr. 55 5 
Bromberg, 9. März. Wind: Nord- Oſt. — Witte⸗ 
rung: Morgens ſtarkes Schneegeſtöber bei 3° —. Mittags 
klar bei 2° —. 

Weizen 125 — 128 f holl. (81 4 25 . bis 83 8 24 
M Zollgewicht) 58 — 60 Ag, 128 — 130 8 60 — 62 

„130 — 134 8 62 — 61 & — Roggen 120 — 
125 8 (78 8 17 Mm bis 81 f 25 % 38 — 40 Kg. 
— Gerſte, große 30 — 32 K., kleine 28 — 30 . — 
Hafer 27 u Yar Scheffel. — Futtererbſen 33 — 35 
A — Kocherbſen 36 — 38 . — Raps 90 — 95 
. — Rübſen 90 — 96 Be — Spiritus 14 &. 
Nr 8000 


4. 

Stettin, 9. März. (Oſtſ. Ztg.) An der Börſe. 
Weizen feſter, loco Pr 858 gelber 64 — 66 ½% . bez., 
eine Lad. gelb. Pomm. 65% . bez., bunter Poſ. 64 . 
bez., 83/858 gelber Frühl. 66% . bez. u. Gd., Mai⸗Juni 
67% Ag Gd., Juni⸗ Juli 68% Ag Gd., Juli» Aug. 69% 
Gd. — Roggen feſt, Jar 20008 loco 45—45½ Rp 
bez., 838 f. a. B. 45 ¾ . bez., Frühi. 45 —44 % bez., 
Mais Juni 45—45½ Ag bez., Juni⸗Juli 45% g. bez. u. 
Gd., 46 & Br. — Gerſte loco Mr 70 4 Schleſ. 38 %. 
bez., Poln. 34—35 Rg bez. — Hafer ar 508, loco 22 
& bez., 47/508 Frühi. 23 Ag bez., Mai⸗Juni 23% . 
Br. — Rübböl feſt, loco 14%, 15, 15½. . bez., Aprils 
Mai 14 Rg Gd., % Rg Br., Juni-Juli 14% . bez., 
Sept.» Oct. 13 ¾ bez. u. Br. — Spiritus etwas ſeſter, 
loco ohne Faß 14 2., 4 3g bez., Frühjahr 14% Ag Br., 
4 Rg Gd., März⸗ April und Früh. 14% Ag bez., Mai⸗ 
Juni 14½ Rg Gd., Juni⸗Juli 14% . Gd., Juli- Aug. 
15 &. bez. u. Br. 

Berlin, 9. März. Wind: Oſt. Barometer: 271. — 
Thermometer: früh 1° —. Witterung: bedeckte rauhe Luft. 
— 8 25 Scheffel loco 60 — 70 Ag — Roggen 
Her 2000 El ſoco 45 ½ — 46% Ag, do. März 45, 45 ½, % 
N bez., Br. u. Gd., Früh. 44%, 96, % Ag bez., Br. u. 
Gd., Mai ⸗Juni 44%, „, % . bez., Br. u. Gd., Juni⸗ 


Börfendepefchen der Danziger Zeilung. 


Berlin, 10. März 1863. Aufgegeben 1 Uhr 57 Min. Juli 45%, ½ Rg bez., Juli⸗Auguſt 45% Ag bez. — 
Angekommen in Danzig 3 Uhr 30 Min. Gerſte r 25 Scheffel große 33 — 41 A — Hafer 
etzt. Co. Letzt. Cres. loco 22 — 24 dar 1200 f März 22% g. Br., März⸗ 


., 
April do., Früh. 22 ½ g bez., Mai⸗Juni 22%, g. Br., 
22% Rg Gd., Juni⸗Juli 23%, Ag Br., 23 t Gd., Juli⸗ 
Auguſt 23% M bez. u. Gd., 23 ½ „ Br. — Rüböl 
Per 100 Pfund ohne Faß loco 15 % Ag bez., März 15%, 
% & bez., März ⸗ April 15% Ag Br., 15% Ag Gd., 
April- Mai 15%, % Ag bez. und Br., 15% . Gd., 


Roggen behauptet, 
ee a. . 
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ee 101 | 1014 Bein. Banen so, 90% Mai⸗Juni 14%, 15 & bez. u. B 
r. eihe N oln. Bankno ai⸗Juni 14%, 1 . u. Br., 14 3 „ Sept.⸗ 
5% 59. Pr. Aal. 1065 | 1065 J Wechſelc. London 6. 2144 — [Oct. 13%, . Ag. Be u. Br, 13% * G. = geindt 


Hamburg, 9. März. Setreivemarkt. Weizen loco 
ſtille, ab Auswärts vernachläſſigt. — Roggen loco ſtille, 
ab Danzig Frühjahr zu 74 eher zu kaufen, Verkäufer zurück- 
haltender. — Oel Mai 32½ —32½, October 30.—30¼ . — 
Kaffee 1500 Sack Java 74-8 . 

Amſterdam, 9. März. Getreidemarkt. (Schluß⸗ 
bericht.) Weizen unverändert, ſtille. — Roggen, Termin⸗ 
roggen flauer, ſonſt unverändert, ftille. — Raps April 91, 
October 78 ½. — Rüböl Mai 51%, Herbſt 451%. 

London, 9. März. Getreidemarkt. (Schluß bericht.) 
Engliſcher Weizen in ſchlechtem Zuſtande unverkäuflich. 
Fremder gefragter, aber nur Detailgeſchäft. Malzgerſte 


d 100 Pfd. ohne Faß loco 15% & — Spiritus Jar 
8000 7 loco ohne Faß 14%, 14 . bez., März 14½ 
bez., 14% & Br., 14 . Gd., März ⸗ April do., April⸗ 
Mai 14 ½ S. bez. u. Br., 14% g. Gd., Mai⸗ Juni 147 
* bez, Br. u. Od., Juni⸗Juli 14% Ag bez. u. Br., 
14¾ . Gd., Juli» Auguft 15% ,. bez. u. Br., 15% . 
. Gd., Aug.» Sept. 15%, ½ Ag bez, 15% g. Br., 
15% Gd., Sept.⸗ Oct. 15% . bez. u. Br. 15% Gd. 
Schiffsliſten. 
Neufahrwaſſer, den 9. März 1863. 
Angekommen: C. Kock, Maria Dorothea, Reval, 


) Fi : 74 B Ballaft. 

einen Schilling, Mahlgerſte einen halben Schilling bil- 5 ; S 5 
liger. Hafer matt. Mehl vernachläſſigt. ai ine ee: C. White, Secret (SD.), Antwerpen, 
Himmel. Den 10. März. Wind: Oſt. 


London, 9. März. Silber 61¼ —61 . Conſols 92%. 
1% Spanier 46%. Mexikaner 31%. Sardinier 83. 5 Rul- 
fen 94. Neue Ruſſen 94½. — Hamburg 3 Monat 13 72 
7% , Wien 11 Fl. 75 kr. 

Der Dampfer „Bavaria“ iſt aus Newyork in South⸗ 
ampton eingetroffen. A 

Morgen, wegen der Vermählungsfeier des Prinzen von 
Wales keine Börſe. 

Liverpool, 9. März Baumwolle: 5000 Ballen Umſatz. 
— — Dl!ſDf=——3·ꝛ 2———2—e! 


Geſegelt: G. Treumuth, Heinrich, Sunderland, Holz. 
— O. Nielſen, Nicoline, Leith, Getreide. — H. Lübker, Em⸗ 
meline, Aalborg, Getreide. — J. Thide, Caroline, Norwegen, 
Getreide. — R. Erilfen, tre Broedre, Copenhagen, Getteide. 
M. Mildenſtein, Urania, Hartlepool, Getreide. — C. Peter⸗ 
ſen, Chriſtian, Newcaftle, Getreide. 
Nichts in Sicht. 


Fondsbörse. 
Berlin, 9. März. 


Produkteumärkte. r B. @ 
Danzig, den 10. Mär. Bahnpreiſe. —— un „ 
Weizen gut bellkunt, fein und hochbunt 125/7 — 128,9 BE. ann 


Stuats-Pr.-Anl. 18551293 * 


—130/1 — 13948 nach Qualität 77/80 — 81/83 % — Ostpreuss. Pfandbr, | — 87 


Berlin-Stettin Pr.-O. 


S 
E! 
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— 
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83 %/85—85 ½/9 F; erdinär und dunkelbunt 120/3 — do. II. Sor. 96 Pommersche 34% do, hr 9¹ 
125/27/30 von 67/71 — 7/73 — 74/75 — 76/77 % Ga do. III. Ser.] 96 955 | do. do, 47 1017 — 
Alles r eingewogene 85 K. Oberzehl. Litt. A. u. C. — | — | Posensche do, 44 | — | — 
Roggen ſchwer und leicht do. Litt. B. — 1413 do, neue | 965 96% 


34/53 —51/50 C de 125 K. 
Zu ph 


5 
Erbſen von 47/49—50/50 '% Oesterr.-Frz.-Stb. 


do. 
136 | Westpr. do, 35% 87% 86K 
do 4 


1 1 94 9 
Gerſte Heine 1035 —107/ 1104 von 34/35 —37/39 4 E Be u tg 
bo. große 106/108—110/1127115 v. 35/37—38/41/43/44 % Gert. Lite A. 300 d. 921 913 | Porensche do. 987 97% 
afer von 23/24 — 26 Gr do. Litt. B. 200 fl.. — | 23% Preuss. do. 9950 99 
1 


89% Pr. Bank-Anth.-S. 12641 


Spiritus 144 5 
5 Ya Danziger Privatbank 1057 45 


qr 8000 % bez. 
Getreide-Börſe. Wetter: Froſt bei bezogener Luft. 


Pfdr. i. S.-R. 90% 
Part.-Obl, 5004. | 92") 91 


Wind: O. Freiw. Anleihe. 110131014 | Königsberger do, | — 1005 
‚Die heute verfauften 115 Laſten Weizen find zwar ganz u. Yon 1015 . 3 bn Ki 97 
feſt im geſtrigen Preiſe⸗Verhältniß bezahlt worden, doch war | Jtagtsanl. 56 101%[101% | Ausl. Golda. a 51 104 100 


Kaufluſt keineswegs allgemein. 1288 dunkel beſetzt K 465, 


Wecnsel-Uours. 


125/7 @bunt 467 , 1288 hell aber beſetzt 2.472%, 1268 | Amsterdam kurz j144 j143% jParis 2 Mon, 5 79 

hell 475, 128/98 hell aber bezogen 490, 848 26% und | do. do. 2 Mon. [143% 14 [Wien öst, Währ. 8 T. 9970 805 
838 19% hellfarbig 2 492 % Fer Connoiſſement, 1314 Hamburg kurz 152% 152, [Petersburg 3 W. 1001003 
bunt 2 502 ½, 131/28 hübſch bellbunt 522½, 1318 | do, do. 2 Mon. 3521 if Vatschaug0 Sk. 8 P. | 89% 
hochbunt 2525, 133/48 fein bunt 2.530, Alles Yır 858. — London 3 Mon, —2¹ Aromen 100 d. 8 T. — 1097 


Roggen unverändert, 121/2, 1228 2 312, 1238 315, 
1268 . 318, alles Jar 1258. — Weiße Erbſen flau, 


nn — — ir 
Verantwortlicher Redacteur: H. Nickert in Danzig. 
— Meteorologiſcbe Beobachtungen. 2 


IL 294, 4 297 bezahlt, grüne 2.336 per 908 10 M 2 mt.s 
Connoiſſement. — Spiritus 14¼ . 75 25 Stand in 1 — 1 Wind und Weller. 
Königsberg, 9. März. (K. H. Z.) Wind: NO. + 3. E Jar.⸗Lin. en. 


Weizen unverändert, hochbunter 125 — 1308 75 — 83 Yu, 
bunter 123 —126 8 71—74 , vother 124 — 1268 70— 


1080 335,74 | — 2,7 S. mäßig bezogen. 
72% Zu bez. — Roggen feſter, loco 120 — 122 8 50— übig bez 


121 335,10 ] — 2,6 N. friſch „ 


| 335,14 | — 98 W ſtark bezogen. a 


eine am 5. d. M. in Conitz vollzogene eher 

liche Verbindung mit Fräulein Ida 

Wentzel beehre ich mich ganz ergebenſt * 
eigen. [5045 


Marienburg, den 6. März 1853. 
3 8, Dr. Schirmer, R 


pract. Arzt. 


Der Concurs über das Vermögen des Kauf⸗ 
5 gr Subiolg A 5 6 Serre 
ierſelbſt iſt durch Accor igt. 

D 5 nzig, den 2. März 1863. 


Königl. Stadt- u. Kreis- Gericht. 


I. Abtheilung. 15041 


n dem Concurſe über das 8 des 

Kaufmanns Jacob Roſenberg zu Marien⸗ 
burg werden alle diejenigen, welche an die Maſſe 
Auſprüche als Concursgläubiger machen wol: 
len, hierdurch aufgefordert, ihre Anſprüche, 
dieſelben mögen bereits zechröbängig fein oder 
nicht, mit dem dafür verlangten Vorrecht, bis 
zum 25. März c. einſchließlich bei uns ſchriftlich 
ober zu Protokoll anzumelden und demnächſt 
zur Prüfung der ſämmtachen innerhalb der ge⸗ 
dachten Friſt angemeldeten Forderungen, ſo wie 
nach Befinden zur Beſtellung des definitiven 
Verwaltungsperſonals, auf 


den 28. März c., 
Vormittags 11 Uhr, 
vor dem Commiſſar Herrn Kreisrichter Knoch 
im Verhandlungszimmer des Gerichtsgebäudes 
zu erſcheinen. Nach Abhaltung dieſes Termins 
wiro geeignetenfall3 mit der Verhandlung über 
den Accord verfahren werden. 8 
Wer ſeine Anmeldung ſchriftlich einreicht, 
in eine Abſchrift derſelben und ihrer Anlagen 
eizufügen. Jeder Gläubiger, welcher nicht in 
unjerm Amtsbezirke feinen Wohnſitz hat, muß 
bei der Anmeldung ſeiner Forderung einen am 
biefigen Orte wohnhaften oder zur fielen bei 
uns berechtigten Bevollmächtigten beſtellen und 
zu den Acten anzeigen. Wer dies unterläßt, 
kann einen Beſchluß aus dem Grunde, weil er 
dazu nicht vorgeladen worden, nicht anfechten. 
Denjenigen, welchen es hier an Bekanntſchaft 
fehlt, werden die Rechtsanwälte v. Duis⸗ 
burg, Schenkel und Echtermeyer zu 
Sachwaltern vorgeſchlagen. 
Marienburg, den 21. Februar 1863. 


Königl. Kreis⸗Gericht. 
1. Abtheilung. [4542] 


Auction zu Reichenberger⸗Roſenau. 
Freitag, den 20. März 1863, Vormittags 
10 Uhr, werde ich auf Verfügung des Königl. 
Stadt⸗ und Kreis⸗ Gerichts die Joh. Jac. 
Moöller'ſchen Nachlaß Gegenſtände zu Reichen⸗ 
berger-Roſenau öffentlich an den Meiſtbietenden 
velkkelcg ge pferde, 1 Fohlen, 10 Mildtüp 
6 Au beitspferde, ohlen ilchlühe, 
2 Stärken, 4 Kälber, 7 Schweine, einige 
ühner, 3jHofhunve, 1 Spazier⸗, 1 Ke ſten⸗, 
Arbeitswagen, 1 Gang Puffräder, 1 
20h 2 kleine, 2 große Schlitten, 1 Schleife, 
2 Geſpanne hanfene, 2 Paar lederne Sielen, 
2 Schlittendecken, Sättel, Fahrleinen, Schlit⸗ 
tengeläute, 11 00 Eggen, Landhaken, 
Getreidefäde, 1 Mangel, Milch⸗, Eß⸗ und 
Kleiderſpinde, Kiſten, Kaſten, Bettgeſtelle, 
Stühle, Tiſche, Banken, Buttermolden, meh⸗ 
rere Kleidungsſtücke, 61 Hemden, 23 Tiſch⸗ 
tücher, Servietten, Wäſche, herrſchaftliche 
und Geſindebetten, geſalzenes und geräu⸗ 
ertes Fleiſch, Talg, Schmalz, circa 25 
cheffel Roggen, I gr. Partie Rücken, 1 
Jogdgewehr, und mehreres Haus⸗, Küchen⸗ 
und Stall⸗Geräthe. 
Fremde Gegenſtände dürfen nicht eingebracht 
werden. 


7 


Der Zahlungs⸗Termin wird den bekannten 


l — der a dagegen 
ablen Unbekannte zur Stelle.] 

u Job, Jac. Wagner, 
Auctions Commiſſarius. 


[5044] 


Burgſtraße 6. 


(und Details in natürlicher Größ 


len als Ideen⸗Magazin zu 


Das erſte Heft (kl. 


Th. Auhuth, H. 


rr 
A 


1 
3 


Gewerbeha 


Dieſe reichhaltig und prachtvoll illuſtrirte Zeitſchrift ſucht einem all 
e) für Arbeiten des e 

15 eigenen Entwürfen (für Plafonds, 

a für Bijouterie, Leder⸗ und Portefeuillearbeiten, 
abgebildet und beſchrieben. — An dieſen praktiſchen 
uber die einſchlägigen Nohprodukte, techniſche No 
olio) liegt in allen 
u Aufträgen empfehlen ſich: 


Doubberck, L. G. Homann's Buchh , 


Norddeutscher Lloyd. 
Directe Poſt-Dampfſchifffahrt Zwiſchen 
Bremen und Newyork, 


Southampton anlaufend: 5 
Poſt⸗D. HANSA, Capt. H. J. von Santen, am Sonnabend, den 14. März. 
do. BREMEN, Capt. C. Meyer, am Sonnabend, den 28. März. 


do. NEM NORK, Capt. G. Wenke, am Sonnabend, den 11. April 
do. AMERIKA. Capt. 8 Weſſels, am Sonnabend den 25. April. 
do. HANSA. Capt. H. J. v. Santen, am Sonnabend, den 9, Mai. 


do. BREMEN, Cpt. C. Meyer, Sonnabend, den 23. Mai. 
Paſſage⸗Preiſe: Erſte Cajüte 140 Thaler, zweite Cajüte ? ; 
incl, Beköſtigung. Kinder unter zehn Jahren auf allen Plätzen die Hälfte, Säuglinge 3 Thaler 


Gold. SE 
Güterfracht: Bis auf Weiteres L 3, — für Baummwollenwaaren und ordinaire Güter, L 4, — 
für andere Waaren mit 15 7 Primage pr. 40 Cubicfuß Bremer Maße, einſchließlich der Lich⸗ 
terfracht auf der Weſer zahlbar zum laufenden Courſe. Unter 10 Shilling und 15% Primage 
wird kein Connoiſſement gezeichnet. Feuergefährliche Gegenſtände ſind von der Beförderung 


ausgeſchloſſen. = 
Die Güter werden durch beeidigte Meſſer gemeſſen. 


Poſt: Die mit dieſen Dampfſchiffen zu verſendenden Briefe müſſen die Bezeichnung „via Bremen“ 


tragen. 
i ilen: in Berlin vie Herren Conſtantin Eiſenſtein 
Nähere Auskunft erthe H eee u, 


General⸗Agent, Invalidenſtr. 77. — A von Jasmund, Major a. 
H. e General Agent, een 2 — Wilhelm Treplin, General⸗Agent, 
Invalidenſtr. 79. J 

898 Die Direction des Norddeutschen Lloyd. 
Crüsemann, Director’ Ei. Feters, Procurant. 


— — — 


0 © 
Thuringia. 
Die unterzeichnete Hauptagentur bringt hiermit zur öffentlichen Kenntniß, daß dem Herrn 
Commerz⸗ und K Sielaff hierſeloſt eine Agentur obiger Geſellſchaft 


übertragen iſt. 
Biber & Henkler. 


anzig, den 9. März 1863. 
Bezugnehmend auf obige Anzeige, empfehle ich mich zur Verſicherungsannahme gegen 
Feuersgefahr, ſowie zum Abſchluß von Lebensverſicherungen auer Ar. 
Sielafl, 
Commerz⸗ und Admiralitätsgerichts⸗ Secretair. 


iſchergaſſe 88, 1 Treppe hoch. 
era hunden von 6 Uhr Abends ab. 


Bremen, 1862. 


15035] 


Die Parfümerie Handlung 
von Alfred Schröter, 


£angenmarkt No. 18, 
empfiehlt ihr großes Lager feinſter Parfümerien, Toileite⸗Seifen, Haaröle ıc. N 
Neueſte Extraits-New mown hay; Mogadore, Opern-Bouquet; Drawing room perfume, 
Forest-flowers, La vogue du jour etc ; ä 
Hauptniederlage von Wi. Niegers Transparent⸗Windſor⸗Seifen: Aolers, Mufchelr, Honig⸗, 
Bimmsſtein⸗, Bad⸗ und Windſor⸗Seife ꝛc, 
Räuchermittel in ausgezeichneter Waare. Zabnpulver und Zahnpaſta. [5021] 


— — —— 


Wegen Verkauf des Hauſes Jopengaſſe 43 muß ich am 15. März mein, in dieſem 
Hauſe befindliches Geſchäftslokal räumen, werde aber mein Geſchäft am 15. Ap il im Hauſe 
Breitgaſſe 121, vis-a-vis der Elephanten⸗Apotheke, 
wieder eröffnen und bitte ich meine werthgeſchätzten Kunden, ſo wie ein geehrtes Publikum, 

mir ihr Wohlwollen auch dort 5 erhalten. 

Während der Zeit vom 15. März bis 15. April werden Beſt⸗llungen zum Haarſchnei⸗ 
den und Friſiren außer dem Hauſe Breitgaſſe 123, parterre, erbeten. [5048] 
Wilh., Zimmermann, frifeur, 


achdem das von Herrn Charles Kauff⸗ | 


Beſtellungen auf feinfte 
Tiſchbutter, 
wöchentlich 2 mal friſch, a Pfd. 10% Sgr. wer: 


den angenommen und liegt Probe aus 
Goldſchmiedegaſſe 28. 
Daſelbſt ſind noch ca. 15 Etr. montauer 
Pflaumen, diesjährig und beſter Qualität, 
billigſt abzugeben. 5051] 


Fur altes Blei und Zinn, auch Theeblei, 
werden die höchſten Preiſe gezahlt 15051] 
Goldſchmiedegaſſe 28. 


Weißer Klee iſt in Lagſchau zu 


* mann geführte Geſchaͤft durch Kauf in 

meinen Beſitz übergegangen iſt, empfeble ich 

| einem geehrten Publikum meinen auf das com 
fortableſte eingerichteten 


Friſir⸗ und 
Haarſchneide⸗Salon, 


ſowie mein ſortirtes Lager von Toiletten⸗Ar⸗ 
tikeln jeder Art, und bitte das meinem Vor⸗ 

gänger geſchenkte Wohlwollen gütigit auf mich 

übertragen zu wollen. 

ochachtungs voll und ergebenſt. 

| 5049] E 


a 


| 
| 
1 
ö 


2 Franz Durand, 
5033] Hundeg. 7 u. 8. 


Gaſthaus⸗Verkauf. 


Mein Gaſthaus (Deutſches Haus) in welchem 


ſeit Jahren ein ſehr gutes Geſchäft gemacht wird, 


90 Thaler, Zwiſchendeck 55 Thaler Gold, i 


| 


Hoppe, Friſeur. haben 
15 3 ee ET re Et 15052] 

! Alle ii Ziündhölzer ic Men Gaſthaus (Stadt Marienburg) mit 
zu Fabrikpreisen verkauſt 3 7 Kegelbahn und Garten, ſehr gut gelegen, 
— ——qß 222 BEER en Dora Gertenland und Stall, iſt für den 

on 22 
Holländ, Heringe n 4 ron. gab in fler 80. 
vorzüglich schön, sind billig zu haben 14647 ; H. Kayfer. 
[5018] Comptoir, Jopengasse 57, - = 


a RUE ..... Ach 
Ein, 1 14 Mädchen (Engländerin) wünſcht 


2 100 Fetthammel Heben zum Vers eine Stelle als Erzieherin oder Geſellſchaf⸗ 
lauf In Dombranten bei Czerwinsk.] terin. Gef. Adr. sub 5037 durch die Expedition 
4 4536 N. Login. dieſer Zeitung. 


Einladung zum Abonnement 


f 5 
Schloſſers, Bildhauers, Vergoldets, Stuccators, 


ände, Fußböden, Broncen, Uhren, Gold. Sil 


Weberei, Stickerei ꝛc.); ſodann werden erprobte 


en u. ſ. w 


Léon Saunier, 


Theil ſchließen fih an: Aufſätze über Styl und Kunſt in den Gewerben: Biographien berühmter Kunſt⸗Induſtriellen, 
i —— 
Buchhandlungen zur Anſicht auf, woſelbſt auch Proſpecte gratis ausgegeben werden. — 


mit ca. 35 M Land, iſt wegen Krankheit meiner 
Familie unter ſehr annehmbaren Bedingung en 
von mir zu kaufen 


Stuhm, im März 1863. F. Rayfer. 


in Knabe abtharer Eltern, mof. Glaubens, 
mit den nöthigen Schulkenntniſ⸗ 


fen verſehen, sucht für hier oder auswärts 
eine Stelle als Lehrling. Adr. unter No. 3023 
in der Exp. d. Ztg. 


Ein unverheiratheter Gärtner, der polniſch 
ſpricht, findet ſogleich oder vom 1. April 
ab eine Stelle, mit einem Gehalt von 80 Thlr. 
Wo? in der Expedition der Danziger Zeitung 
zu erfragen, [5046] 


Ss Leute, welche fih im Bureaudienſt aus⸗ 
bilden wollen, können ſich melden beim Kgl. 
länvlihen Polizei⸗Amt, Poggenpfuhl No. 37. 


Eine junge Dame wünſcht in einer Familie 
als Erzieherin bei Kindern bis zu 10 Jah⸗ 
ren eingeſtellt zu werden. Neben dem Schul⸗ 
unterricht (Muſit, franzöſiſch und allen Hand⸗ 
arbeiten) wäre es derſelben lieb, die Hausfrau 
in der Wirthſchaft unterftügen zu können. Nä⸗ 
here Auskunft wird Herr Kaufmann . 

zen, Neuenburg,. zu ertheilen die Güte haben. [90577 


Gewerbe⸗Verein. 


Dounerftag den 12. d. Mts., Abends 
von 6—7 Uhr, Bibliothekſtunde, dann Vortrag 
des Herrn Apotheker Kempf: Eutwicklungs⸗ 

eſchichte und Einfluß der Chemie auf 
ie Kulturverhältniſſe der Völker. 


Der Vorſtand. 8040 


Verein 
junger Kaufleute. 


Sonnabend, den 14. März c. 
Anfang 8 Uhr. 


BALL 


in den oberen Räumen des Vereins⸗Locals. 

Eintrittskarten für die Mitglieder und bes 

ren Angehörige können von Mittwoch, den 11. 
bis Freitag, den 13. d. Mts., in den Abend⸗ 
ſtunden von 7 bis 8 Uhr im Vereinslocal ent⸗ 
gegengenommen werden. 4974 


Verein junger 
Kaufleute. 


Morgen Mittwoch, Abends 7 Uhr, Vortrag 


errn Dr. Neumann über d 1 
Weges im Er 


Der Vorſtand. 


Selonke’s neues Etabliſſement. 


Mittwoch, Donuerſtag und Freitag 
Vorſtellung 


chiromagique 
des Herrn Albert, 
Anfang 6 Uhr Entrée 25 Ar à Perſon. 
Die Zwiſchen⸗Pauſen werden durch ein Trio 
ausgefüllt. Programme an der Kaſſe. (5003 


Stadt- Theater. 


Mittwoch den 11. März. (VI. Abon. No, 6. 
Der Goldonkel, Poſſe in 3 Acten und 
Bildern von E. Pohl. 

a De 12. 5 Hr 1 re 

eneſiz und letzte Gaſtdarſtellung Frl. 
Albing di Won Wie denken Sie ade 
Rußland, Luſtſpiel in 1 Act von Moſer. 
Hierauf zum erſten Male: Hans Jürge, 
oder die Perlenſchnur, Schaufpiel in 1 
von Carl von Holtei, zum Schluß zum erſten 
Male: Camila, oder das unverh 
Glück, Schwank mit Ballet in 1 Act. 15000] 
Camilla; Frl. di Rhona als letzte Gaſtrolle. 


des 
des 


auf die im Verlage von J. Eugelhorn in Stuttgart, in monatlichen Lieferungen a 7½ , erſcheinende: 


Organ für den Fortſchritt in allen Zweigen der Kunſt⸗ 
Industrie, unter Mitwirkung bewährter Fachmänner 
geleitet von Wilhelm Bänmer und Julius Schnorr. 


eitig ausgeſprochenen Bedürfniſſe entgegen zu kommen. Sie bringt außer praktiſch verwendbaren Vorlagen 

0 geh er und Decorateurs, Ornamente und Motive in allen 7 
ilber⸗ und Metallarbeiten, thönerne Gefäße, Fayence, Porzellan, Glas, Kryſtall; 
Arbeits maſchinen und neue Eefindungen, die von Einfluß auf die kn Jnbufirie find, 


Abhandlungen 


[5047] 


F. A. Weber, C. Ziemssen in Danzig. 


Druck und Verlag von A. W. Kafemann in Danzig. 


